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Wie kann die EU-Wasserrahmenrichtlinie bei knappen

Ressourcen umgesetzt werden?
Dipl.-Ing. Jens Jedlitschka

1.
Die Wasserrahmenrichtlinie – Anforderungen
Nach etwa 10 Jahren Arbeit ist im September 2000 die EU-Wasserrahmenrichtlinie unter Annahme des Ergebnisses des Vermittlungsverfahrens von Rat und Parlament verabschiedet und am 22. Dezember 2000 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht worden. Somit ist die Wasserrahmenrichtlinie ab 22. Dezember 2000 in Kraft getreten. Sie steht unter dem Motto: "Wasser ist keine übliche Handelsware, sondern ein ererbtes Gut, das geschützt, verteidigt und entsprechend behandelt werden muss." (Erwägungsgrund Nr. 1 der WRRL).
Die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie führt zu einer Vielzahl neuer Aufgaben, die von der Wasserwirtschaftsverwaltung in Deutschland zu bewältigen sind.
· Für jede Flussgebietseinheit ist ein Bewirtschaftungsplan zu erstellen. Die Länder müssen dabei ihre Beiträge zur Gesamtplanung mit Blick auf die gesamte Flussgebietseinheit koordinieren. Die Maßnahmenprogramme eines Einzugsgebietes sind abzustimmen.
· Das Bewertungssystem besteht aus einem deutlich erweiterten ökologischen Ansatz gegenüber dem bisher verwendeten Saprobiensystem. Nunmehr sind vier Elemente maßgebend: Makrozoobenthos, Makrophyten (Wasserpflanzen), Phytoplankton (Algen) und Fische. Hinzu kommen unterstützend morphologische Elemente.
· Neu ist auch das gewässertypenspezifische Vorgehen (für Deutschland voraussichtlich 20 Oberflächengewässertypen).
· Der kombinierte Ansatz verlangt sowohl Emissionsbegrenzungen nach den besten verfügbaren Techniken als auch Immissionsgrenzwerte für Einzelstoffe.
· Während bisher das Umweltziel, die Gewässergüteklasse II oder besser nicht innerhalb eines bestimmten strikten Zeitrahmens erreicht werden musste, sind nun 15 Jahre festgelegt, um den guten Zustand zu erreichen.
Angesichts des Ziels, eine möglichst einheitliche Umsetzung zumindest in Deutschland und den Flussgebieten mit deutscher Beteiligung sicherzustellen, bedarf es einer abgestimmten Erstellung von grundlegenden, einheitlichen fachlichen Vorgaben und weitreichenden Handlungsanleitungen für die Erstellung des Bewirtschaftungsplanes. Dies ist auch wichtig in Hinblick auf unsere beschränkten Ressourcen. Doppelarbeit muss vermieden werden!

Dazu kommt, dass die Aufgaben von den Ländern innerhalb sehr kurzen Zeiträumen durchzuführen sind. Die Länder sind einem sehr starken Zeitdruck ausgesetzt. Wird die WRRL nicht fristgemäß und ordnungsgemäß umgesetzt, drohen Vertragsverletzungs- und Zwangsgeldverfahren vor dem EuGH.

Innerhalb der ersten neun Jahre ist folgendes zu tun:

· Rechtliche Umsetzung innerhalb 3 Jahren

· Die Bestandsaufnahme der Situation der Gewässer innerhalb des Flussgebiets in wasserwirtschaftlicher, ökologischer und ökonomischer Hinsicht innerhalb 4 Jahren








( Istzustand
· Die Bereitstellung eines Gewässerüberwachungsnetzes innerhalb 6 Jahren  









( Istzustand
· Die Festlegung der im Flussgebiet zu erreichenden Ziele hinsichtlich des Zustandes der Gewässer 
innerhalb 9 Jahren


( Sollzustand
· Die Festlegung der zur Erreichung dieser Ziele notwendigen Maßnahmen bzw. Maßnahmenprogrammen innerhalb 9 Jahren


erf. Maßnahmen
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Rechtliche Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
Die Wasserrahmenrichtlinie ist innerhalb von drei Jahren nach ihrem Inkrafttreten, d. h. bis zum 23. Dez. 2003 in deutsches Recht umzusetzen. Aufgrund der Kompetenzregelungen des Grundgesetztes für den Bereich Wasser muss die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie sowohl im Rahmengesetz des Bundes, dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wie auch in den Länderwassergesetzen (z. B. Bayerisches Wassergesetz) erfolgen.

Alle Artikel der Wasserrahmenrichtlinie wurden im Einzelnen daraufhin überprüft, ob sie zu einer Änderung des nationalen Rechts (WHG und/oder Landeswassergesetze) führen.

Alles was aus Verfassungsgründen nicht im WHG untergebracht werden kann, muss von den Ländern in ihren Wassergesetzen umgesetzt werden, wie die Einzelheiten zur Bewirtschaftung, Verfahrensregelungen zur Aufstellung des Maßnahmenprogramms, zur Information und Anhörung der Öffentlichkeit usw. Allerdings muss nicht alles neu rechtlich geregelt werden: Instrumente zur Umsetzung der Maßnahmenprogramme gibt es bereits im deutschen Recht; neue Genehmigungsprozeduren sind nicht erforderlich.

3
Fachliche Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
Die Wasserrahmenrichtlinie fordert die integrale Bewirtschaftung von Grundwasser und Oberflächengewässern in Flussgebietseinheiten. Der Bewirtschaftungsplan mit dem Maßnahmenprogramm verlangt eine sehr weitgehende Abstimmung zwischen allen Beteiligten. Der Erfolg der Wasserrahmenrichtlinie hängt daher entscheidend von der Bereitschaft zur Zusammenarbeit über Länder- und Staatsgrenzen hinweg ab. Die Bereitschaft zur Zusammenarbeit ist umso größer, je transparenter die zu bewältigenden Aufgaben dargestellt und je eindeutiger die Verantwortlichkeiten erkennbar gemacht werden.

Insbesondere vor dem Hintergrund der föderalen Strukturen in Deutschland wird dabei sehr weitgehend auf die vorhandenen Einrichtungen und Arbeitsweisen abgestellt werden müssen. Der Umfang der flussgebietsbezogenen Koordinierung ist daher auf das Maß zu beschränken, das zur Erreichung der mit der Wasserrahmenrichtlinie in der Flussgebietseinheit verfolgten Ziele notwendig ist. Nur so kann der zweifelsohne vorhandenen Konflikt zwischen dem Flussgebietsansatz der Wasserrahmenrichtlinie und der weitgehend nach politisch / administrativen Gesichtspunkten strukturierten Verwaltung in der Kürze der zur Umsetzung verfügbaren Zeit und in Anbetracht begrenzter Ressourcen einigermaßen zufriedenstellend gelöst werden.
Zusammenfassend lassen sich folgende zwei allgemeinen Bedingungen für die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie aufzeigen:

· Die Umsetzung erfolgt auf der Basis einheitlicher Kriterien möglichst für ganz Europa, sicherlich für ganz Deutschland, d.h. für alle deutschen Flussgebietseinheiten. Hierzu hat sich die Kommission mit den Mitgliedstaaten auf die Erarbeitung von Leitlinien (guidance documents) zu 10 Themen verständigt, die in internationalen Arbeitskreisen erarbeitet werden. Bundesweit wurden und werden einheitliche Kriterien in der LAWA-Arbeishilfe zur Umsetzung der WRRL konkretisiert. Auch in den großen Flussgebietskommissionen wurden Arbeitsgruppen eingerichtet, die Vorgaben für die Koordinierung und kohärente Umsetzung erarbeiten.
· Die Koordinierung, insbesondere der Maßnahmen erfolgt auf Grundlage der genannten Kriterien innerhalb der Flussgebietseinheiten in zwei Stufen:
1. Zunächst wird national koordiniert. Dabei ist eine bilaterale (internationale) Abstimmung auf der unteren Ebene (Arbeitsebene) selbstverständlich.


2. Anschließend wird international koordiniert.

In Pilotprojekten wurde die Anwendung dieser Kriterien - soweit schon vorhanden - und die Koordinierung bereits erprobt, so z. B. im Main-Pilotprojekt.
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Die LAWA-Arbeitshilfe zur Umsetzung der WRRL
Die LAWA hat bereits 1999 begonnen, eine Arbeitshilfe zur Umsetzung der WRRL zu erarbeiten. Mit dieser Arbeitshilfe soll die komplexe Struktur der Richtlinie für den Vollzug anschaulicher gestaltet, eine einheitliche Herangehensweise bei der Umsetzung der WRRL gewährleistet und Doppelarbeit vermieden werden.
Die Arbeitshilfe richtet sich an Fachleute in Bund und Ländern, insbesondere an die für die Erstellung des Bewirtschaftungsplanes Verantwortlichen vor Ort.

In Hinblick auf knappe Ressourcen und eine effektive Arbeitserledigung wurde bei der Ausarbeitung der LAWA-Arbeitshilfe besondere Sorgfalt auf den Teil 3 Vorarbeiten und Hinweise für die Bearbeitung und Aufstellung des Bewirtschaftungsplanes gelegt. Er zeigt pragmatisch auf, was zu tun ist und welche Hilfen verfügbar sind; er ist übersichtlich nach zeitlichen Stufen auf Grundlage der Anforderungen der Anhänge II und V der Wasserrahmenrichtlinie wie folgt gegliedert:

· Erforderliche Arbeiten, die 4 Jahre nach Inkrafttreten abgeschlossen werden müssen

· Erforderliche Arbeiten, die 6 Jahre nach Inkrafttreten abgeschlossen werden müssen

· Erforderliche Arbeiten, die zwischen 6 und 9 Jahren erforderlich sind und in den Bewirtschaftungsplan eingehen

· Erforderliche Arbeiten, die 9 Jahre nach Inkrafttreten abgeschlossen werden müssen.
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Bestandsaufnahme – Erste Arbeiten zur Umsetzung der WRRL
Wichtigstes Ziel der Bestandsaufnahme neben der Beschreibung der Oberflächenwasserkörper und der Grundwasserkörper ist die Einschätzung der Einhaltung bzw. Gefährdung des guten Gewässerzustands mit den sich daraus ergebenden Konsequenzen für künftige Überwachungsprogramme und Bewirtschaftungspläne in den Flussgebietseinheiten.

Grundsätzlich fordert die Wasserrahmenrichtlinie keine eigens angelegten Untersuchungen für die zu erstellende Bestandsaufnahme: Es wird davon ausgegangen, dass die im Rahmen bereits geltender EG-Richtlinien gesammelten Daten und Informationen ausreichend für eine Erstbewertung sind. Dies gilt insbesondere für die Ermittlung signifikanter Belastungen.

Darüber hinaus liegen in der Bundesrepublik Deutschland durch die regelmäßige Überwachung der Gewässer weitergehende Untersuchungsergebnisse vor, die in die Auswertung des Gewässerzustands und seiner Belastungen Eingang finden.

An den ersten Flussgebiets-Bewirtschaftungsplan nach der WRRL können wohl noch nicht die allerstrengsten Anforderungen gelegt werden. Alle Beteiligten einschließlich der Kommission müssen lernen, mit diesem komplizierten und neuen Instrument umzugehen. Diese Haltung haben auch die Briten im gemeinsamen Workshop der LAWA/British Environment Agency in Belfast vertreten. Daraus kann nicht zuletzt in Hinblick auf unsere knappen Ressourcen folgendes abgeleitet werden:

Erster Flussgebiets-Bewirtschaftungsplan – Bestandsaufnahme
· Es brauchen nur die leicht verfügbaren Informationen (vorhandene Berichte an die EU, Statistiken der Landesämter) verwendet werden

· Wesentliches Gewicht ist vorhandenen Monitoring Daten beizumessen

· Auf zusätzliche Erhebungen oder Messungen ist zu verzichten

· Die Vor-Ort-Kenntnisse der Fachleute sind heranzuziehen

· Signifikante Belastungen sind in erster Linie dort anzunehmen, wo dies durch die Überwachungswerte deutlich wird.

So ist auch vorgesehen, die ökonomische Analyse in der ersten Bestandsaufnahme ressourcenschonend zentral für die deutschen Flussgebiete auf Grund von vorhandenen Daten (Statistische Landesämter, Verbandsabfragen) durchzuführen.

Zweiter Flussgebiets-Bewirtschaftungsplan und folgende

Verfeinerung auf Grund der Erfahrungen mit dem ersten Flussgebiets-Bewirtschaftungsplan.
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Organisatorische Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie in Bayern

Als Beispiel für die Umsetzung der WRRL bei knappen Ressourcen wird Bayern vorgestellt.

Die regionalen Einheiten der Wasserwirtschaftsverwaltungen in Bayern sind die 7 Regierungen, 23 Wasserwirtschaftsämter sowie ein Straßen- und Wasserbauamt. Weder die Verwaltungsgrenzen der Regierungen noch der Wasserwirtschaftsämter orientieren sich an Flussgebieten. Änderungen an den regionalen Verwaltungsstrukturen und Verwaltungsgrenzen sind allerdings nicht vorgesehen.

Wir stehen daher vor der Aufgabe, unter Beibehaltung der allgemeinen Organisation der Wasserwirtschaft in Bayern, d.h. einer Zuständigkeit nach administrativen Grenzen, den Forderungen der EU-Wasserrahmenrichtlinie nachzukommen.

6.1
Bearbeitungsgebiete und deren Zuordnung
Zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie wurde Bayern in 10 Teilflussgebiete (zugehörig zu den Flussgebietseinheiten von Donau, Rhein und Elbe) gegliedert. Lediglich ein sehr kleiner vernachlässigbarer Teil gehört zum Wesergebiet

Die Grundwasserkörper (gemäß der Definition der Wasserrahmenrichtlinie ) werden soweit wie möglich den oberirdischen Flussgebieten zugeordnet.

Die Aufgaben werden auf zwei Planungsebenen bearbeitet:

· Erste Planungsebene: 10 Teilflussgebiete (Bearbeitungsgebiete) bilden die wesentlichen Bearbeitungseinheiten. Je ein Wasserwirtschaftsamt ist hier federführend.

· Zweite Planungsebene:  Zusammenführung der Bearbeitung innerhalb Bayerns in den Flussgebieten von Donau, Rhein, Elbe und Bodensee. Federführend ist jeweils eine Regierung. Hier findet auch die Koordination mit den Nachbarn Bayerns in den Flussgebietseinheiten – gemeinsam mit dem StMLU – statt.

Für die 2. Planungsebene ist der Kartenmaßstab 1 : 500 000 vorgesehen.

Wegen der großen Unterschiede in den Gebietsgrößen wird der Maßstab für die Arbeiten auf der Ebene der Teilflussgebiete variabel bleiben müssen.

Anschließend werden die Planungen für das Main-, das Donau- und das Elbegebiet in die Pläne für die Flussgebietseinheiten von Rhein, Donau und Elbe (national oder international) eingebracht. Zur Koordination der Maßnahmen über die Grenzen Bayerns hinaus sind voraussichtlich Verwaltungsabkommen zwischen den Ländern erforderlich.

6.2
Wasserwirtschaftsämter – Erste Planungsebene
Jedem Teilflussgebiet wird ein federführendes Wasserwirtschaftsamt zugeordnet, das die Erledigung der in der WRRL genannten Aufgaben zu koordinieren und die Ergebnisse zusammenzufassen hat. Hierzu wird am federführenden Wasserwirtschaftsamt jeweils eine Projektgruppe gegründet, in der neben den beteiligten Wasserwirtschaftsämtern auch Vertreter der beteiligten Regierungen sitzen. Die übrigen Wasserwirtschaftsämter, deren Amtsbezirke den Planungsraum berühren oder überschneiden, arbeiten mit dem federführenden Amt zusammen. Über die Einbindung anderer Fachrichtungen ist im Einzelfall zu entscheiden. Die Einbindung der Landwirtschaft ist bereits für die Bestandsaufnahme erforderlich. In bestimmten Teilflussgebieten dürfte die Einbeziehung der Wasserstraßen und Schifffahrtsverwaltung sinnvoll sein. 

Damit erfolgt die fachliche, auch internationale Abstimmung auf der untersten Ebene (Subsidiaritätsprinzip). Dies ist insbesondere für die Festlegung von Umweltzielen und Maßnahmenprogrammen unerlässlich (vgl. Vorerwägung Nr. 13 der WRRL).

6.3
Bezirksregierungen – Zweite Planungsebene
Jedem bayerischen Teil einer Flussgebietseinheit wurde eine federführende Regierung zugeordnet. Die federführenden Regierungsbezirke sind vor allem für die Fragen der Öffentlichkeitsbeteiligung und des Wasserrechts zuständig. Sie übernehmen darüber hinaus eine wichtige Koordinationsfunktion für die beteiligten Wasserwirtschaftsämter und die Abstimmung mit anderen Ressorts. 
6.4
Grenzüberschreitende Bewirtschaftungsplanung
Bayern hat mit folgenden Nachbarn Abstimmungsbedarf:

Baden-Württemberg, Hessen, Thüringen, Sachsen sowie der Tschechischen Republik, der Schweiz, Liechtenstein und Österreich. Es ist nun Aufgabe der federführenden Regierungen - zumindest in der ersten Zeit zusammen mit dem Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen - die endgültige Koordinierung durchzuführen und zwar

· national mit den anderen Ländern 


( für die Donau mit Baden-Württemberg 


( für den Main/Rhein mit Baden-Württemberg, Hessen und Thüringen bzw. 
der deutschen Koordinierungsstelle für den deutschen Rhein 


( für die Elbe mit Sachsen und Thüringen bzw. der deutschen 
Koordinierungsstelle für die deutsche Elbe


und anschließend

· international mit den beteiligten Staaten

Die Koordinierung der Bewirtschaftungsplanung einschließlich der Maßnahmenprogramme in den Bearbeitungsgebieten ist jedenfalls Sache der Länder und der Nachbarstaaten (Subsidiaritätsprinzip, Ressourceneinsparung).
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Ausblick
Einheitliche Grundlagen für die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie in Deutschland sind kurz vor der Fertigstellung. Diese nationalen Kriterien bilden auch in Bayern die Grundlage für die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie in seinen Flussgebietseinheiten Donau - Rhein - Elbe – Bodensee und Weser. Ein einheitlicher Vollzug in ganz Bayern ist wesentliche Voraussetzung einer geordneten Wasserwirtschaft. Innerhalb der einzelnen Flussgebietseinheiten wird sich Bayern mit seinen Nachbarn koordinieren.

Die Wasserrahmenrichtlinie schafft zwar die Voraussetzungen für einen einheitlichen hohen Gewässerschutzstandard, die Wasserwirtschaft allein wird ihn allerdings nicht durchsetzen können. Anforderungen an die Landwirtschaft werden wohl nur im Landwirtschaftsrecht durchzusetzen sein. Von besonderer Bedeutung ist es auch, dass die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie frühzeitig ins Landesentwicklungsprogramm und damit in die Regionalplanung der Länder aufgenommen werden.

Adresse des Autors:

Ministerialrat Dipl.-Ing. Jens Jedlitschka

Bayerisches Staatsministerium

für Landesentwicklung und Umweltfragen

Postfach 810140, 81901 München
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